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Zu Fra...g~ 

"Ist es im Lichte dieser von Ihnen ausdrücklich angeführten 

Tatsache sinnvoll, Lehrwerkstätten der verstaatlichten In­

dustrie weit über den Bedarf hinaus Lehrlinge ausbilden zu 

lassen und die Lehrlingsausbildung von ca. 250 Lehrlingen mit 

rund S 130 Mio. aus Steuergeldern zu fördern?" . 

nehme ich wie folgt Stellung: 

Aus demographischen Gründen einerseits SOWle aus dem Trend 

zur höheren (Schul-) Bildung andererseits wird sich das Ver­

hältnis von offenen Lehrstellen zu Lehrstellensuchenden ver­

schieben. Es muß jedoch deutlich herausgestrichen werden, daß 

unter anderem durch qualitativ mangelhafte Ausbildung die 

Verbleibsrate in den er lernten Berufen sehr gering ist:. Be­

reits im Alter von 25 Jahren ist die Hälfte aller Lehrabsol­

venten nicht mehr in ihrem erlernten Beruf tätig, was im 

Regelfall mit Dequal ifikation und Entwertung von beruf lichen 

Kenntnissen der Betroffenen verbunden ist. Der demographische 

Rückgang könnte also durch eine höhere Verbleibsrate mehr als 

kompensiert werden. Der sogenann te Facha rbei t:ermangel beruht 

zum Teil darauf, daß jmmer mehr Zusatzqualifikationen und 

Spezialkenntnisse in einer sich verändernden Arbeitswelt 

notwendig werden, anderersei ts aber auch dar.luf, daß die 

Lehrausbildung den an Sle zu stellenden Anforderungen nicht: 

immer gerecht wird. 
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Die Förderung der Lehrausbildung 1n Lehrwerkstätten der ver­

staatlichten Industrie dient vor allem der Heranbildung hoch­

qualifizierter Facharbeiter, wofür die bestehende Ausstattung 

die Grundlage bildet. Gleichzeitig sollen die vorhandenen 

Kapazitäten erhalten werden, da geplant ist, diese Lehrwerk­

stätten zu Ausbildungseinrichtungen umzustrukturieren, die 

auch der Erwachsenenbildung dienen. 

Da diese Maßnahme der überwindung der von der Wirtschaft 

beklagten Qualifikationsdiskrepanzen dient, wäre es wün­

schenswert, wenn auch diese sich daran beteiligt. 

Zu Frag~_~ 

"Gil t dies nicht UlUSO mehr, wenn Sie in der gleichen Anfrage­

beantwortung - unter Bezugnahme auf den Entwurf eines OECD­

Berichtes, der noch nicht einmal veröffentlicht ist und auch 

von den verschiedenen angesprochenen österreichischen stellen 

sehr kontroversiell beurteilt \'\Iird - etwa den Beruf des Be­

triebsschlossers als einen jener Berufe nennen, in denen Ihrer 

Meinung nach eine überproduktion an Lehrlingen gegeben ist und 

gerade dieser Beruf in dem schon genannten Projekt Ihres 

Ministeriums mit nicht weniger als S 11.000, - pro Monat und 

Lehrling gefördert wird?" 

nehme ich wie folgt Stellung~ 

Es ist richtig, daß die Ausbildung 1n einigen Fällen auch zur 

überproduktion von Lehr I ingen neigt. Für Absolventen einer 

qualitativ hochwertigen Ausbildung ergibt sich jedoch nicht 

nur eine bessere EinsLicqsrnöql ichJ<ej t in den q(~w;ih 11.1'11 LI~hr"c­

ruf, sondern darüberhinaus auch die Chance~ die abgeschlossene 

Berufsausbildung als Basis für vielfältige und zukunftsorien­

tierte ~vei terentwickl UrH]Srnö'] J ichkei ten zu IIU Lzen. 

Speziell zum Beruf des schlossers ist anzumerken, daß gerade 

in diesem Bereich - wenn auch regional differenziert - große 

Nachfrage nach gutausgebildeten Facharbeitern herrscht. 
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Zu Frage 3 

"Ist Ihnen bekannt, daß die These von einer überproduktion in 

den von Ihnen genannten (Lehr-)Berufen kritisiert wird i weil 

Sle die Zahl der Lehr linge mit der Zahl der Beschäftigten 

insgesamt und nicht mit der Zahl der Facharbeiter vergleicht?" 

nehme ich wie fol~tellu~ 

Es ist bekannt, daß die These der überproduktion von Lehr­

lingen in einigen Lehrberufen diskutiert wird. Die Kritik an 

dieser These, die laut Anfrage auf einer falschen Vergleichs­

ziffer beruht, ist jedoch deshalb nicht gerechtfertigt, weil 

auf die Zahl der Facharbeiter als Verqleichsbasis elne noch 

höhere Quote von Lehrlingen entfällt. Die Vergleichsziffer 

Beschäftigte wurde gewählt, um die berufs- und branchenspezi­

fischen Fluktuationen in qualitativer und quantitativer Sicht 

mi tberücksicht igen zu können, da viel e Leh rabso I ven ten auf­

grund des technischen und ökonomischen Wandels nicht mehr in 

ihrem erlernten Beruf tätig sind. Daraus ergibt sich eine Zu­

und Abwanderung von unterschied I ich qua 1 if iz iert:en Mi I:arbei­

tern in verschiedenen Berufen, die in die Betrachtung eben­

falls einbezogen werden müssen. Die von meinem Ressort zusam­

mengestellten Daten beziehen sich auf Beschäftigte und Lehr­

linge, wobei nach Berufen aufgeg I iedert der Anteil der 

Lehrlinge etwa 10 bis 11 % an den Beschäftigten betragen 

sollte. Die höheren Werte, z.B. bei den Schlossern mit 26,2 %, 

sind auf die branchenspezifische Fluktuation sowie auf Quali­

fikationsdefizite zurückzuführen, d.h. trotz überangebot an 

Lehrlingen können offene Stellen mit einschlägiger Qualifika­

tion als Voraussetzung teilweise nicht besetzt werden, wodurch 

die Notwendigkeit der Einrichtung bzw. Erhaltung von zwischen~ 

betriebl ichen Ausbi Idungsst,'::.j L ten (lent I ich IJntr-:~rst Li ehen wi.rr]. 

2712/AB XVII. GP - Anfragebeantwortung  (gescanntes Original) 3 von 6

www.parlament.gv.at



'. 

- 4 -

Zu Frage 4: 

"Warum hat das Sozialministerium - wenn ihm elne ausreichende 

Information der österreichischen Jugend über zukunftsträchtige 

Berufsmöglichkeiten so am Herzen liegt - bisher kaum Schritte 

unternommen, Berufsinformationszentren zu errichten, obwohl 

diesbezüglich bereits seit langem seitens der Handelskammer­

organisation nicht nur Vorschläge dem Ministerium unterbreitet 

wurden, sondern auch die Bereitschaft zu einer engen Koopera­

tion mehrfach ausgedrückt wurde?" 

nehme ich Wle folgt Stellun~ 

Um einen entsprechend umfassend und gut strukturierten Aufbau 

der Berufsinformationszentren zu gewährleist.en, ist es im 

Hinblick auf einen langfristigen konzeptiven Ausbau der Be­

rufswahlvorbereitung notwendig, vor der unmittelbaren Errich­

tung von Berufsinformationszentren diese sowohl inhal~lich wie 

organisatorisch umfassend vorzuplanen. 

Es ergibt wenig Sinn, aus tagespolitischen Gründen innerhalb 

kurzer Zeit Berufsinformationszentren zu errichten, die dann 

ln Folge der mangelnden Vorbereitungsarbeiten nicht ausrei­

chend funktional arbeiten können. 

Die notwendigen Vorarbeiten für die Errichtung von Berufsin­

formationszentren wurden von der Arbeitsmarktverwaltung jn die 

Wege geleitet und vielfach bereits abgeschlossen. Diese Vorar­

beiten, die auch auf lokaler Ebene die Zusammenarbeit mi t 

anderen öffentlichen Stellen und den Sozialpartnern umfassen, 

sind Voraussetzung für eln gutes Funktionieren der Berufsin­

formationszentren . Das Bundesministerium für Arbeit und So­

ziales beabsichtigt, im Jahr 1989 in sechs weiteren Bundeslän­

dern Berufsinformationszentren zu eröffnen. 

Bezüglich der Vorschläge und Kooperationsangebote der Han­

delskammerorganisationen ist festzuhaJten, daß im Bereich der 

Einrichtung von Berufsinformationszentren ohnehin eJ_ne sehr 

enge Kooperation von Handelskammerorganisation und Arbeits­

marktverwaltung gegeben ist. 
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So arbeiten die Kammerorganisationen in den regionalen Ar­

beitskreisen zur Vorbereitung der Berufsinformationszentren 

mit. Das Berufsinformationszentrum in Linz wurde von der Han­

delskammer Oberösterreich auch finanziell unterstützt. Des 

weiteren wurden für die Angelegenheiten des Berufsinforma­

tionszentrums in Linz ein eigener Unterausschuß des Verwa.L­

tungsausschusses im Landesarbeitsamt Oberösterreich einge­

richtet, in dem auch die Handelskammer Oberösterreich vertre­

ten ist. Derartige Unterausschüsse sind auch in den anderen 

Bundesländern geplant. 

Zu Frage 5: 

"Wie wird seitens des Sozialministeriums der Umstand gerecht­

fertigt, daß weder in der Bundeshauptstadt Wien noch in den 

westlichen Bundesländern solche Berufsinformationszentren 

bestehen und daß das Sozialministerium praktisch nur dort ei.ne 

Initiative ergriffen hat, wo es durch praktische Aktivitäten 

der Handelskammerorganisation etwa durch die Errichtung 

eines entsprechenden Zentrums seitens der Handelskammer Ober­

österreich - unter Zugzwang gesetzt wurde?" 

nehme ich wie folgt Stellung: 

Wie bereits aus der Antwort zur Frage 4 hervorgeht, liegt eine 

Ursache dafür, daß bisher weder in Wien noch in den westlichen 

Bundesländern Berufsinformationszentren errichtet wurden, 

darin, daß das langfristige Konzept der Einrichtung von Be­

rufsinformationszentren nicht von heute auf morgen umgesetzt 

werden kann, wenn eine fundierte Berufswahlvorbereitung ernst 

genommen werden soll. 

Wie 1n der Beantwortung der Frage 4 ebenfalls erwähnt wurde, 

haben ]_n den regionalen Arbeitskreisen auch Vertretf:~r der 

Handelskammerorganisation mitgearbeitet. Die entsprechenden 

inhaltlichen Vorarbeiten konnten über weite strecken bereits 

abgeschlossen werden. 

Nunmehr müssen, da in den meisten Bundesländern die beengte 

räumliche Situation bei den Arbeitsämtern eine Einrichtung der 
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Berufsinformationszentren 1m Arbeitsamt nicht zuläßt, externe 

Lokalitäten für die Berufsinformations~entren gefunden werden, 

wobei auf die diesbezüglichen Bestimmungen des Haushaltsrechts 

entsprechend Rücksicht genommen werden muß. 

Zu den Aktivitäten der Handelskammerorganisationen 1m Bereich 

der Berufsinformation ist zu bemerken, daß diese primär auf 

die Information über Lehrberufe und Hilfestellung bei lehrver­

traglichen Fragen hinauslaufen, und dadurch nur einen Teil der 

insgesamt notwendigen Berufsinformation für junge Menschen 

betreffen. 

Die umfassende Berücksichtigung sowohl der Interessen der 

Berufswähler/innen als auch der Wirtschaft, die das Bundes­

ministerium für Arbeit und Soziales im Bereich der 

umfassenden Berufsinformation zur Aufgabe hat, kann von den 

Aktivitäten der Handelskammerorganisationen von der 

unterschiedlichen Zielrichtung und Aufgabensteilung her nicht 

erwartet werden. 
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